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Das hängt vom Kontomodell ab.
Manche Sparkasse veranschlagt
50 Cent je Transaktion – das sei „für
das ganze Thema Instant Payments
natürlich nicht förderlich“, sagt Ex-
perte Stahl.

?Was passiert, wenn es Probleme
bei Echtzeitüberweisungen gibt?

In einer Studie von 2016 warnen die
Regensburger Wissenschaftler um
Stahl: „Im Falle einer unwissentlich
oder versehentlich durchgeführten
Überweisung – wie es beispielsweise
bei einem Hacker- oder Phishing-
Angriff passiert – kann die Transakti-
on nicht rückgängig gemacht wer-
den und der überwiesene Betrag ist
verloren.“ Banken versichern, bei In-
stant Payments sei es wie bei einer
herkömmlichen Überweisung mög-
lich, einen irrtümlich transferierten
Betrag zurückzuholen. „Wenn ein
falscher Betrag eingetippt wird, ist
das Geld erstmal weg. In einem sol-
chen Fall kann der Kunde dann aber
einen normalen Überweisungsrück-
ruf machen“, sagt HVB-Mann By-
stricky.

es für die Institute keinen Sinn
macht, zwei parallele Systeme anzu-
bieten“, sagt Hommel.

?Wie sieht es im restlichen Europa
aus?

Auch da ist noch Luft nach oben.
Nach einer Übersicht von EBA Clea-
ring aus dem Juni bieten aktuell
22 Institute in zwölf Ländern Instant
Payments an. Zählt man die Institute
hinzu, die sich klar zur Teilnahme an
dem Verfahren positioniert haben,
kommt man auf fast 1100 Zahlungs-
dienstleiter in 15 Ländern. Der Zah-
lungsverkehrsraum Sepa („Single
Euro Payments Area“), der Überwei-
sungen, Lastschriften und Karten-
zahlungen grenzüberschreitend
standardisieren und so beschleuni-
gen soll, umfasst 34 Länder mit ins-
gesamt 4200 Zahlungsdienstleis-
tern: Neben den 28 EU-Staaten sind
Island, Liechtenstein, Norwegen, die
Schweiz, Monaco und San Marino
dabei.

?Kostet der neue Service die Kun-
den etwas?

nahme an dem Verfahren ist für Ban-
ken freiwillig. Somit waren die Nut-
zungsmöglichkeiten von Instant
Payments eingeschränkt: Denn
Echtzeitzahlungen funktionieren
nur, wenn auch die Bank des Emp-
fängers diese anbietet. Von heute an
können es nun auch die rund 50 Mil-
lionen Kunden der 385 Sparkassen
in Deutschland nutzen.

?Bringt der Markteintritt der Spar-
kassen den Durchbruch?

„Das ist ein ganz wesentlicher Schritt
für den deutschen Markt“, meint Ac-
centure-Experte Oliver Hommel.
„Aber für einen echten Durchbruch
von Instant Payments wäre es not-
wendig, dass die anderen Banken
und Bankengruppen nachziehen.“
Die Volks- und Raiffeisenbanken
wollen die technischen Vorausset-
zungen bis Ende November schaf-
fen, 2019 soll es dann für deren Kun-
den losgehen.

„Wir sind überzeugt, dass lang-
fristig, also in fünf bis zehn Jahren,
Instant Payments die normale Über-
weisung komplett ablösen wird, weil

Finanzen: Sparkassenkunden können ab heute Geld in Echtzeit verschicken / Institute verlangen Gebühr / Obergrenze von 15 000 Euro pro Transaktion

Überweisung wird Sache von Sekunden
Von dpa-Korrespondent
Jörn Bender

FRANKFURT. Zeit ist Geld. Seit No-
vember sind in Europa Überweisun-
gen von Konto zu Konto binnen Se-
kunden technisch möglich. Bislang
bot in Deutschland aber nur die Hy-
poVereinsbank (HVB) solche Echt-
zeitüberweisungen, sogenannte In-
stant Payments, an. Ab heute folgen
nun die Sparkassen. Experten ver-
sprechen sich davon einen Schub für
den modernen Zahlungsverkehr.

?Was bedeutet „Echtzeit“ bei einer
Überweisung?

Bislang ist es in der Bankenbranche
üblich, Überweisungen zu sammeln
und dann stapelweise abzuarbeiten.
Auch Aufträge, die Kunden online
einstellen, werden in der Regel erst
mit Zeitverzug ausgeführt. Bei In-
stant Payments versprechen die An-
bieter, dass das Geld binnen zehn
Sekunden von einem Konto auf das
andere Konto übertragen wird. Die
Bundesbank stellt klar: „Zahlungs-
dienstleister, die Instant-Überwei-
sungen anbieten, müssen rund um
die Uhr an allen Tagen des Jahres für
die Abwicklung dieser Zahlungen er-
reichbar sein.“

?Seit wann gibt es die sogenann-
ten Instant Payments?

In Europa sind seit dem 21. Novem-
ber 2017 die „SCT Inst“ genannten
schnellen Überweisungen möglich.
Noch am selben Tag testete die zum
italienischen Unicredit-Konzern ge-
hörende HVB das System. „Als wir
unsere erste Transaktion von
Deutschland nach Italien in 2,5 Se-
kunden abgewickelt haben, waren
wir schon stolz“, erinnert sich Ger-
hard Bystricky, der bei der HVB füh-
rend für die Produktentwicklung im
Zahlungsverkehr zuständig ist.
„Auch heute werden mehr als
95 Prozent der Instant-Payments-
Überweisungen in weniger als drei
Sekunden durchgeführt.“ Seit dem
27. November können HVB-Kunden
über das reguläre Online-Banking
Überweisungen in Echtzeit in Auf-
trag geben.

?Was haben Kunden von Echtzeit-
zahlungen?

„Der große Vorteil bei Instant Pay-
ments ist: Anders als bei einer Pa-
pierüberweisung oder einer her-
kömmlichen Online-Überweisung
weiß man direkt, ob das Geld ange-
kommen ist. Denn die empfangende

Bank muss eine Bestätigung ausstel-
len“, erklärt Ernst Stahl von der Uni-
versität Regensburg, der wiederholt
zu dem Thema geforscht hat. Wer
zum Beispiel sein altes Auto privat
verkauft, muss bisher zumindest das
Risiko einkalkulieren, dass der Käu-
fer nicht zahlt. Würde das Geschäft
via Echtzeitzahlung abgewickelt,
hätte der Verkäufer direkt die Ge-
wissheit, dass das Geld auf seinem
Konto ist.

Auch wer im Internet einkauft,
hat Vorteile: Je schneller der Händler
das Geld hat, umso schneller wird
die Ware verschickt. Experte Stahl
sieht zudem großes Potenzial für Fir-
men: Ein Spediteur könnte bei der
Warenübergabe insbesondere an
Neukunden im Ausland erst Bezah-
lung fordern, ehe der Lastwagen ent-
laden wird. Allerdings gilt bislang
eine Obergrenze von 15 000 Euro für
Instant-Payments-Zahlungen.

?Welche deutschen Banken
machen noch mit?

In Deutschland war die HVB lange
allein auf weiter Flur, denn die Teil-

Sepa-Überweisungsträger der Berliner Sparkasse. Bislang sammelte die Branche diese Aufträge und arbeitete sie dann stapelweise ab. BILD: DPA

Statistik: Deutschland im EU-Vergleich auf Rang sechs / Ökonomen sehen weiteren „Nachholbedarf“

Arbeitskosten legen zu
Von unserem Korrespondenten
Stefan Vetter

BERLIN. Die zuletzt gestiegenen Ar-
beitskosten in der deutschen Privat-
wirtschaft sind im vergangenen Jahr
weiter um 2,8 Prozent gestiegen –
deutlich mehr als im EU-Durch-
schnitt. Im Gegensatz zu anderen
Wirtschaftsexperten sieht das ge-
werkschaftsnahe Institut für Makro-
ökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) darin aber keinen
Grund zur Besorgnis.

Nachwirkung des Mindestlohns
Deutschland habe „Nachholbe-
darf“, sagte Institutsdirektor Gustav
Horn gestern bei der Vorstellung ei-
ner Untersuchung in Berlin. Zu den
Arbeitskosten zählen unter anderem
die Bruttolöhne und die Arbeitge-
beranteile an den Sozialbeiträgen.
Laut IMK-Report mussten die Be-
triebe in der privaten Wirtschaft für
eine Arbeitsstunde im vergangenen
Jahr 34,60 Euro aufwenden. Im ge-
samten Euro-Raum waren es durch-
schnittlich 30,40 Euro und über alle
EU-Länder hinweg 26,60 Euro.

Der Anstieg in Deutschland geht
in erster Linie auf die Nachwirkungen
des 2015 eingeführten Mindestlohns
sowie die allgemeinen Lohnzuwäch-
se zurück. Die tariflichen Steigerun-
gen lagen 2017 im Schnitt bei 2,4 Pro-
zent. Auch die gesamtwirtschaftli-
chen Lohnstückkosten, also das Ver-
hältnis von Arbeitskosten und Pro-

duktivität, sind in Deutschland 2017
mit 1,8 Prozent schneller gestiegen
als im Schnitt des Euro-Raums
(0,8 Prozent).

Nach Einschätzung von IMK-
Chef Horn markiert diese Entwick-
lung eine erfreuliche Trendwende.
Zeigten doch die Erfahrungen ein-
deutig, dass es Deutschland wirt-
schaftlich besser gehe, „seitdem die
Fixierung auf möglichst niedrige Ar-
beits- und Lohnstückkosten etwas
nachgelassen hat“, erläuterte Horn.
Zugleich zeigte er sich überzeugt,
dass Deutschland bei den Löhnen
noch einen Nachholbedarf für fünf
weitere Jahre habe.

Laut der IMK-Untersuchung ver-
zeichne die Bundesrepublik im Zeit-
raum 2001 bis Ende 2017 den dritt-
niedrigsten Anstieg bei den Arbeits-
kosten in der EU. Pro Jahr waren es

im Schnitt 2,1 Prozent. Im gesamten
EU-Raum waren es durchschnittlich
2,6 Prozent.

Aktuell liegt Deutschland bei den
Arbeitskosten auf Rang sechs unter
den EU-Ländern. Spitzenreiter sind
Dänemark, Belgien und Schweden.
Dort liegen die Aufwendungen der
privaten Wirtschaft pro Arbeitsstun-
de zwischen 6,60 Euro und neun
Euro höher als hierzulande. Das
langjährige „extrem schwache
Wachstum“ der Lohnstückkosten in
der Bundesrepublik habe auch zu
den wirtschaftlichen Ungleichge-
wichten im Euro-Raum beigetragen,
heißt es in der Studie. Dagegen hatte
das arbeitgebernahe Institut der
deutschen Wirtschaft (IW) die hohen
Arbeitskosten in einer zu Jahresbe-
ginn veröffentlichten Untersuchung
als Standortnachteil eingestuft.

Eine deutsche Arbeitsstunde kostete zuletzt im Schnitt 34,60 Euro. BILD: DPA

Infinus-Prozess: Haftstrafen für fünf ehemalige Manager

Klassischer Fall eines
„Schneeballsystems“
DRESDEN. Viereinhalb Jahre nach
dem Aus des Dresdner Finanz-
dienstleisters Infinus sind gestern
fünf ehemalige Manager zu Frei-
heitsstrafen zwischen acht Jahren
sowie fünf Jahren und vier Monaten
verurteilt worden. Die Wirtschafts-
strafkammer des Landgerichts
sprach sie des gewerbs- und ban-
denmäßigen Betrugs in Tateinheit
mit Kapitalanlagebetrug schuldig.
Gegen einen weiteren Angeklagten
verhängten die Richter viereinhalb
Jahre wegen Beihilfe.

Die Kammer sah es als erwiesen
an, dass die Männer ein „Schnee-
ballsystem“ betrieben und Anleger
bewusst täuschten. In einem der
größten Wirtschaftsstrafverfahren
Deutschlands geht es laut Anklage
um etwa 22 000 Anleger und rund
312 Millionen Euro. Das Urteil ist
noch nicht rechtskräftig, Verteidiger
hatten im Vorfeld eine Überprüfung
angekündigt. Bei einem „Schnee-
ballsystem“ werden neue Anleger
angeworben, um Versprechen ge-
genüber bisherigen Anlegern erfül-
len zu können.

Infinus sei bis zuletzt eine „nach
außen brillierende, nach innen aber
brüchige“ und wohl nicht dauerhaf-
te Erfolgsgeschichte gewesen, sagte
der Vorsitzende Richter Hans Schlü-
ter-Staats. „Tatsächlich gab es über-
haupt kein echtes Geschäft zum
Zweck der Renditegewinnung.“ Bei

Infinus habe es sich um ein wirt-
schaftlich eng verwobenes, kaum
durchschaubares Geflecht von Fir-
men gehandelt, die untereinander
Geschäfte machten. „Der Schnee-
balleffekt ist nicht nur ein Risiko“, er-
klärte der Vorsitzende. „Jeder, der es
weiterhin betreibt, wird zum Betrü-
ger, weil er weiß, dass der Schaden
umso größer ist, je länger es läuft.“

Luftgeschäfte abgeschlossen
Nach Überzeugung der Richter
schlossen die 22 Gesellschaften un-
tereinander Luftgeschäfte ab. Es sei-
en Gewinne generiert worden, die
nur auf dem Papier existierten, er-
klärte Schlüter-Staats. Gegenüber
den Vermittlern und Anlegern sei ein
funktionierendes Geschäftsmodell
dargestellt worden, das es nicht gab.
Tatsächlich seien Orderschuldver-
schreibungen und Nachrangdarle-
hen mit zu hohen Renditeverspre-
chen gehandelt worden, die nur mit
dem Geld von zusätzlichen Anlegern
hätten bedient werden können.

Der „Schneeballeffekt“ habe sich
verstärkt, da immer neue Eigenver-
träge abgeschlossen werden muss-
ten, um in der Gewinnzone zu blei-
ben. Das Unternehmen hätte auch
ohne das Einschreiten der Staatsan-
waltschaft nicht überlebt, sagte
Schlüter-Staats. dpa
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V iereinhalb bis acht Jahre – die
Urteile im Prozess um einen

der größten Anlageskandale der
Republik sind drastisch. Die
Manager des Firmengeflechts
von Infinus haben nach Überzeu-
gung der Dresdner Richter jahre-
lang mindestens 22 000 Anleger
mit dubiosen Finanzprodukten
über den Tisch gezogen und um
mindestens 312 Millionen Euro
gebracht. Es ist der klassische Fall
auf dem sogenannten grauen
Kapitalmarkt, der weniger regu-
liert und vor allem kontrolliert
wird als die Geschäfte von Ban-
ken und Versicherungen.

„Graue“ Anbieter versprechen
Renditen deutlich über dem
Marktniveau, werben mit Hoch-
glanzprospekten und repräsenta-
tiven Büros. Und sie gewinnen
regelmäßig Politiker und Promi-
nente für ihre PR-Zwecke, auch
mit großzügigen Spenden für
soziale Einrichtungen. Oft zahlen
die Investmentfirmen erst einmal
verlässlich – Infinus etwa galt
lange als Erfolgsgeschichte, bis
das Kartenhaus 2013 zusammen-
brach. Offensichtlich handelte es
sich um ein klassisches Schnee-
ballsystem, die versprochene
Rendite von bis zu acht (!) Prozent
für Sparer wurde mit dem Geld
neuer Anleger finanziert.

Auch im Fall Infinus – wie in
ähnlichen Fällen in der Vergan-
genheit – sind die geprellten Anle-
ger freilich nicht unschuldig. Die
versprochenen Renditen waren
überhöht und unrealistisch, das
vermeintlich clevere Finanzkon-
strukt mit einem dichten Firmen-
geflecht dürften die Investoren
kaum durchschaut haben. „Gier
frisst Hirn“ heißt es in solchen
Fällen. Für ihre Betrügereien
wandern die Infinus-Manager
hinter Gitter. Die Anleger zahlen
für ihre Blauäugigkeit mit millio-
nenschweren Verlusten. Natür-
lich sind Verbraucher- und Anle-
gerschutz wichtig – vor Gier aber
gibt es keinen Schutz.

Gier frisst
Hirn

Rolf Obertreisüber das
Urteil im Infinus-

Prozess

Lufthansa: Airline muss
Bonus-Meilen überprüfen

Tickets falsch
berechnet

FRANKFURT. Wegen eines Software-
Fehlers muss die Lufthansa für tau-
sende Tickets die Bonus-Meilen neu
berechnen. Der seit Anfang Juni auf-
getretene Fehler sei erkannt und
werde bis Ende Juli behoben, erklär-
te gestern ein Sprecher der Lufthan-
sa-Tochter Miles&More in Frank-
furt. In dem Kundenbindungspro-
gramm seien vor allem Tickets von
Großkunden falsch berechnet wor-
den.

Miles&More hatte das Prämien-
system im März umgestellt. Berech-
nungsgrundlage für die Gutschriften
ist seitdem nicht mehr die Entfer-
nung, sondern der Umsatz. Dieser
wird je nach Kundenstatus mit ei-
nem bestimmten Faktor zu Meilen
umgerechnet, für die man neue Ti-
ckets oder Waren von Partnerunter-
nehmen kaufen kann. Dem Spre-
cher zufolge wurden bei den Fir-
mentickets nur interne Kerosinzu-
schläge belohnt, während der Ti-
cket-Grundpreis unberücksichtigt
blieb. Die Kunden bekämen die
nicht gewährten Meilen nachträg-
lich gutgeschrieben. dpa

Tausende Kunden sind von der
fehlerhaften Berechnung betroffen.BILD: DPA

Quelle: Fränkische Nachrichten - 10.07.2018




